
13. Durch die Direktive Nr. 38 vom 12. Oktober 
1946 (Amtsbl. S. 184) wurden gemeinsame 
Richtlinien für ganz Deutschland über die Ver­
haftung und Bestrafung von Kriegsverbrechern, 
Nationalsozialisten und Militaristen und die 
Internierung, Kontrolle und Überwachung von 
möglicherweise gefährlichen Deutschen ge­
schaffen. Die Richtlinien bedürfen der Aus­
führung durch die Gesetzgebung oder die Be­
fehle der Zonenbefehlshaber, in Berlin der Alli­
ierten Kommandantura (vgl. Abschnitt 1 
Ziff. 5 g und i der Direktive).

14. Das Gesetz Nr. 37 vom 30. Oktober 1946 über 
Aufhebung einiger gesetzlicher Bestimmungen 
auf dem Gebiete des Erbrechts (Amtsbl. S. 220) 
bestätigt dadurch, daß nur § 48 Abs. 2 des 
Testamentsgesetzes sowie die ErbregelungsVO. 
vom 4. Oktober 1944 nebst der zu ihr ergan­
genen DurchführungsVO. vom gleichen Tage 
aufgehoben werden, die Richtigkeit der schon 
vorher meist vertretenen Auffassung, daß das 
Testamentsgesetz im übrigen nicht nazistisch 
und deshalb weiter anwendbar ist.

15. Das Gesetz Nr. 38 vom 30. Oktober 1946 
(Amtsbl. S. 220) bringt durch eine Änderung des 
§ 204 Abs. 2 ZPO. eine den gegenwärtigen Ver­
hältnissen gerecht werdende Änderung des Zu­
stellungswesens und sieht in Art. III die Ein­
richtung eines für ganz Deutschland geltenden 
Mitteilungsblattes vor, das an Stelle des 
Deutschen Reichsanzeigers treten soll und bis 
zu dessen Einrichtung die Zonenbefehlshaber 
ein entsprechendes Mitteilungsblatt zu bestim­
men haben. Art. V gibt allen Veröffentlichun­
gen, die seit dem 1. Mai 1945 erfolgt sind, dann 
volle Rechtswirksamkeit, wenn die Form der 
Veröffentlichung von der Müitärregierung zu­
gelassen oder von dem zuständigen Gericht für 
ausreichend erachtet wurde.

16. Von grundsätzlichem allgemeinem Interesse 
sind die Veröffentlichungen in dem ersten Er­
gänzungsband zum Amtsblatt des Kontrollrats, 
der eine „Sammlung von Urkunden betreffend 
die Einrichtung der alliierten Kontrollbehörde“ 
enthält.

Gesetzgebung 
der sowjetischen Besatzungszone.

Durch den Befehl Nr. 110 des Obersten Chefs der 
Sowjetischen Militärverwaltung ist „in Anbetracht 
des gegenwärtigen Fehlens einer zentralen deut­
schen Regierung in Deutschland und der Notwen­
digkeit, die Rechte der deutschen Behördenorgane 
in Gestalt der Provinzialverwaltungen und der Ver­
waltungen der föderalen Länder zu erweitern sowie 
zwecks einer gesetzlichen Festigung der von diesen 
Verwaltungen durchgeführten demokratischen Um­
bildungen“ den Provinzial- und Landesverwaltun­
gen das Recht gegeben worden, „Gesetze und Ver­
ordnungen, die Gesetzeskraft haben, auf den Ge­
bieten der gesetzgebenden, richterlichen und 
vollstreckenden Gewalt zu erlassen, wenn sie den 
Gesetzen und Befehlen des Kontrollrats oder den 
Befehlen der Sowjetischen Militärverwaltung nicht 
widersprechen“.
Land Thüringen1).

Am 20. 8.1945 erging in Thüringen das Gesetz 
über die Handhabung der Gesetzgebungsgewalt 
(GesS. S. 9), welches bis zur Neuordnung der staat­
lichen Rechtsverhältnisse auf demokratischer 
Grundlage die gesetzgeberischen Befugnisse und 
das Verordnungsrecht regeln sollte. Es übertrug
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das Recht, Gesetze und VOen zu erlassen, auf den 
Präsidenten des Landes Thüringen und delegierte 
den Leitern der Landesämter das Recht, Rechts- 
VOen für den Bereich der einzelnen Landesämter 
zu erlassen2).

Am 16. Juli 1945 erschien die Nr. 1 des Regie­
rungsblattes für das Land Thüringen. Gesetze und 
VOen treten mit dem vierzehnten Tage nach der 
Verkündung im Regierungsblatt in Kraft. Die Ge­
setze und die Rechtsverordnungen des Präsidenten 
und der Leiter der Landesämter unterliegen hin­
sichtlich ihrer Gültigkeit nicht der richterlichen 
Nachprüfung (Ges. v. 20. 8.1945, § 4).

Ebenfalls am 20. 8.1945 ist das Thüringische Ge­
setz zur Beseitigung des nationalsozialistischen 
Rechts ergangen (GesS. S. 10), durch dessen §1 
eine Reihe von Nazigesetzen aufgehoben worden 
ist. § 2 dieses Gesetzes bestimmt, daß außer den 
durch den § 1 ausdrücklich aufgehobenen Rechts­
vorschriften alle gesetzlichen und sonstigen Rechts­
vorschriften in Thüringen außer Kraft treten, die 
durch die Beseitigung der nationalsozialistischen 
Herrschaft und Regierungsform gegenstandslos ge­
worden sind, die ausgesprochen nationalsozialisti­
sches Gedankengut enthalten oder deren weitere 
Anwendung mit dem maßgebenden Bestreben, die 
staatlichen Verhältnisse in Deutschland auf demo­
kratischer Grundlage neu zu ordnen, nicht zu ver­
einbaren ist. Insbesondere darf danach kein Rechts­
satz angewendet werden, wenn die Anwendung im 
Einzelfalle dadurch zur Ungerechtigkeit oder Un­
gleichheit führen würde, daß entweder jemand 
wegen seiner Beziehungen zur NSDAP., deren Glie­
derungen oder sonstigen Organisationsformen be­
günstigt würde, oder daß jemanden wegen seiner 
Rasse oder Staatsangehörigkeit, seines Glaubens­
bekenntnisses oder seiner Gegnerschaft zur NSDAP, 
und deren Lehren Nachteile zugefügt würden. Der 
§ 3 dieses Gesetzes enthält wichtige Auslegungs­
und Anwendungsvorschriften für das in Kraft blei­
bende deutsche Recht.

Auf dem Gebiete der bürgerlichen Rechtspflege 
und der Gerichtsverfassung wurde zunächst in Thü­
ringen die Rechtsverordnung zur vorläufigen Über­
leitung der bürgerlichen Rechtspflege auf den 
Friedensstand vom 24.10.1945 (GesS. S. 50) er­
lassen, durch welche eine Reihe von Kriegsbestim­
mungen aufgehoben wurden und u. a. Bestimmun­
gen über die Festsetzung des Streitwertes, die Zu­
ständigkeit der Amtsgerichte, die Besetzung der 
Landgerichte und die erweiterte Zuständigkeit des 
Oberlandesgerichts ergingen. Die Zivilprozeßord­
nung, die Hinterlegungsordnung, das Gerichts­
kostengesetz und die Verordnung vom 14. 2.1940 
(RGBL I S. 357) sind hiernach in der am 1.1.1945 
geltenden Fassung anzuwenden, die Zivilprozeß­
ordnung jedoch mit einer Reihe von Ausnahmen 
(§14) in der am 1.1.1933 geltenden Fassung. § 845 
der Zivilprozeßordnung wurde wieder in Kraft ge­
setzt (§16). Das Gesetz über die Mitwirkung des 
Staatsanwalts in bürgerlichen Rechtssachen vom 
15. 7.1941, Abschn. 2 der Maßnahmenverordnung 
vom 1.9.1939, die vier Kriegsvereinfachungs­
verordnungen, die Kriegsmaßnahmeverordnung 
vom 12. 5. 1943 und vom 27. 9. 1944 —
diese außer den §§ 32—34, 37—42, 54 — und die 
Kriegsbeschwerdeverordnung vom 12. 5.1943 sind 
mit ihren Durchführungsverordnungen aufgehoben, 
wobei einige ihrer Vorschriften in den §§ 2—13 
übernommen werden. Diese Rechtsverordnung wird

2) Neuerdings sind die gesetzgeberischen Kompeten­
zen der Länder und Provinzen auf die neugewählten 
Landtage übergegangen (vgl. den Befehl der SMAD 
Nr. 332 v. 27.11.1946).
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